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Unterrichtung 

Hannover, den 25.06.2025 

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages 
- Landtagsverwaltung - 

Haushaltsrechnung für das Haushaltsjahr 2019 

Pensionslasten der Landwirtschaftskammer Niedersachsen - Herausforderungen ungelöst 

Beschluss des Landtages vom 14.09.2021 - Drs. 18/9924 Nr. 26 
Antwort der Landesregierung vom 03.03.2022 - Drs. 18/10872 
Beschluss des Landtages vom 22.09.2022 - Drs. 18/11764 II Nr. 5 f 
Antwort der Landesregierung vom 02.03.2023 - Drs. 19/796 
Beschluss des Landtages vom 11.10.2023 - Drs. 19/2564 II Nr. 5 d 
Antwort der Landesregierung vom 02.04.2024 - Drs. 19/3921 
Beschluss des Landtages vom 25.09.2024 - Drs. 19/5409 II Nr. 4 b - nachfolgend abgedruckt: 
 
Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen nimmt zur Kenntnis, dass die beteiligten Akteure eine 
Regelung für eine Verteilung und Abrechnung der Pensionslasten entwickelt haben, eine Einigung 
über die Höhe der prozentualen Beteiligung des Landes an den Pensionslasten von Beamtinnen und 
Beamten mit Ruhestandseintritt bis zum 31.12.2017 aber noch nicht erzielt werden konnte. 

Der Ausschuss erwartet den Bericht hierüber zum 30.06.2025. 

Antwort der Landesregierung vom 23.06.2025 

Mit der Antwort der Landesregierung vom 02.04.2024 - Drs. 19/3921 - wurde dargelegt, dass sich 
der Abschluss einer Verwaltungsvereinbarung über die Verteilungs- und Abrechnungsmodalitäten 
der Pensionslasten der Landwirtschaftskammer Niedersachsen (LWK) zwischen dem Land und der 
LWK einzig aufgrund eines Dissenses über die zukünftige Höhe der prozentualen Beteiligung des 
Landes - Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML) - an den „histori-
schen“ Pensionslasten, also den laufenden Alt-Versorgungsaufwendungen der LWK resultierend aus 
Ruhestandseintritten bis zum 31.12.2017, weiter verzögert.  

Nachfolgend wurde dieser Dissens zwischen ML und der LWK geeint, sodass die Umsetzung des 
bereits im Rahmen des Berichtes vom 02.04.2024 beschriebenen Verteilungs- und Abrechnungsmo-
dells kürzlich im Rahmen einer Verwaltungsvereinbarung zu § 25 a Abs. 3 Landwirtschaftskammer-
gesetz (LwKG) verbindlich vereinbart werden konnte (siehe Anlage zu diesem Bericht). Die Verwal-
tungsvereinbarung tritt zum 01.01.2026 in Kraft und wird nach einem Zeitraum von fünf Jahren noch-
mals evaluiert. 

Überblick über das Verteilungs- und Abrechnungssystem ab dem 01.01.2026 gemäß Verwal-
tungsvereinbarung: 

Das im Rahmen der interministeriellen Arbeitsgruppe unter Einbezug der LWK entwickelte Abrech-
nungssystem zur Neustrukturierung der Verteilung der zahlungswirksamen Versorgungsaufwendun-
gen der LWK zwischen dem Land und der LWK basiert zukünftig auf drei Stufen: 

Erste Stufe / Eingruppierung der Versorgungsempfänger: 

In der ersten Stufe der Leistungsabrechnung wird zukünftig eine Eingruppierung der Versorgungs-
empfänger vorgenommen. Der im Rahmen der Arbeitsgruppe entwickelte Verteilungs- und Abrech-
nungsansatz sieht vor, dass im Hinblick auf die Bemessung der Beteiligung an den zahlungswirksa-
men Versorgungsaufwendungen (Versorgungsbezüge und Beihilfen) der LWK zukünftig zwischen 
zahlungswirksamen Alt-Versorgungsverpflichtungen (= Versorgungsaufwendungen resultierend aus 
Ruhestandseintritten bis zum 31.12.2017) und zahlungswirksamen Neu-Versorgungsverpflichtungen 
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(= Versorgungsaufwendungen resultierend aus Ruhestandseintritten ab dem 01.01.2018) unter-
schieden wird. Durch diese Differenzierung inkl. eines gesonderten Abrechnungsverfahrens für die 
historischen Versorgungsaufwendungen wird zukünftig eine transparente sowie verursachungs- und 
periodengerechte Abrechnung der Versorgungsaufwendungen zwischen dem Land und der LWK 
sichergestellt. 

Zweite Stufe / Regelung für Beamtinnen und Beamte, die bis zum 31.12.2017 in den Ruhestand 
eingetreten sind: 

Die historischen Versorgungsverpflichtungen der LWK werden zukünftig aus der Kosten- und Leis-
tungsrechnung der LWK ausgegliedert und über einen gesonderten Haushaltstitel im Landeshaus-
halt (Kapitel 0903, Titel 686 18) anteilig zwischen dem Land und der LWK abgerechnet. Das Quotie-
rungsverhältnis für die Abrechnung der historischen Versorgungsaufwendungen beträgt 68 % (Anteil 
Land) zu 32 % (Anteil LWK). Für das Jahr 2026 kalkuliert die LWK ein Versorgungslastenvolumen - 
nur historische Versorgungsaufwendungen - in Höhe von rund 14,23 Millionen Euro. Der vom ML in 
2026 zu tragende Anteil beläuft sich entsprechend auf rund 9,68 Millionen Euro. Für die Ermittlung 
der Planwerte der Folgejahre wird eine Besoldungsanpassung auf Basis der Haushaltsplanungs-
werte des Finanzministeriums (MF) und eine Sterbewahrscheinlichkeit von 6 % auf Basis des Durch-
schnitts der letzten fünf Jahre herangezogen. Der auf die historischen Versorgungsbezüge entfal-
lende Anteil der Beilhilfe wird entsprechend der jeweiligen Anzahl der Versorgungsfälle ermittelt.  

Dritte Stufe / Regelung für Beamtinnen und Beamte, die nach dem 31.12.2017 in den Ruhestand 
getreten sind bzw. noch treten werden: 

Wie bereits seit der Umstellung auf den produktbezogenen Haushalt mit Leistungsplänen praktiziert, 
werden die produktbezogenen Besoldungskosten der aktiven Beamtinnen und Beamten weiterhin 
mit einem Versorgungszuschlag in Höhe von 30 % versehen. Aus dem hierüber generierten Aufkom-
men werden die Versorgungs- und Beihilfeaufwendungen der Beamtinnen und Beamten bestritten, 
die nach dem 31.12.2017 in den Ruhestand getreten sind bzw. noch treten werden. Eine eventuell 
noch verbleibende Deckungslücke wird weiterhin im Rahmen der Gemeinkostenverteilung anhand 
des Schlüssels der Fachproduktstunden auf die Produkte der LWK verteilt.  

Fazit: 

Das beschriebene Verteilungs- und Abrechnungssystem stellt zukünftig eine transparente und ver-
ursachungsgerechte Verteilung und Abrechnung der Versorgungsverpflichtungen der LWK zwischen 
dem Land und der LWK sicher. Der frühere Dissens bezüglich der Quotierung bei den historischen 
Versorgungsaufwendungen konnte erfolgreich beigelegt werden und mündet in einer neuen Verwal-
tungsvereinbarung. 

Entscheidend ist, dass zum Zeitpunkt der Auszahlung der Versorgungsbezüge und Beihilfen der 
LWK die erforderlichen liquiden Mittel zur Verfügung stehen. Diesbezüglich war unter den gegebenen 
Voraussetzungen weiterhin ein Abrechnungsansatz zu präferieren, der sich an den tatsächlich in 
einem Jahr zu leistenden Zahlungen der LWK für Pensionen (Versorgungsaufwendungen) orientiert. 

Zusätzliche Belastungen für den Landeshaushalt gehen mit der Neuregelung der Versorgungslas-
tenabrechnung Land/LWK nicht einher.  

Die seit 01.01.2025 geltende neue Ermächtigung des § 31 Abs. 7 LwKG, die Verteilung der Versor-
gungsaufwendungen der LWK alternativ auch per MinisterInnen-Verordnung zu regeln, wurde im 
Einvernehmen mit dem MF nicht in Anspruch genommen, hat aber gleichwohl scheinbar den ge-
wünschten Einigungsdruck erzeugt.  

 

(Verteilt am 26.06.2025) 



Anlage
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